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Die Zusammenstellung der Antworten umfasst 64 Seiten. Die Seitenangaben in dieser Synopse beziehen sich auf diese. 

  



 

1. Stellenwert und Struktur 
der Seniorenpolitik (Forde-
rungen des 7. Altenberichts) 

 CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 

1.1 

Forderung nach einem 
Leitgesetz zur Stärkung 
einer Politik für ältere und 
mit älteren Menschen 

Seiten 1 - 2 

Wir halten es für wichtig, 
bundesweit Altenhilfestruk-
turen verstärkt zu planen, 
auf- und auch auszubauen. 

Wir werden gemeinsam mit 
der Altenberichtskommissi-
on eine breite Debatte über 
die Sorge und Mitverant-
wortung in der Kommune 
anstoßen und so der Politik 
für ältere Menschen neue 
Impulse geben. 

 

Eine öffentliche Debatte zu 
einem „Leitgesetz zur Stär-
kung einer Politik für ältere 
und mit älteren Menschen“ 
wird zusätzliche Aufmerk-
samkeit auf Thema Senio-
renpolitik lenken. Werden 
auch in Zukunft gesetzliche 
Weiterentwicklungen der 
Politik für ältere Menschen 
initiieren. 

Förderung und Erhalt von 
Zugehörigkeit und Teilhabe 
stehen ganz oben auf unse-
rer Agenda der Politik mit 
und für ältere Menschen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Für ein selbstbestimmtes 
Altern in Würde mit der Mög-
lichkeit, dass Seniorinnen 
und Senioren ihr Älterwerden 
eigenständig bestimmen 
können. 

Ob dies in Form eines Leit-
gesetzes zur Stärkung der 
Politik für ältere Menschen 
unterstützt werden muss, 
bedarf einer genaueren Prü-
fung. 

 

Politik für ältere Menschen 
stärker in den Kommunen ver-
ankern und unterschiedliche 
Politikbereiche wie die Ge-
sundheits-und Pflegepolitik 
mit der Altenhilfe, der Bau-, 
Wohn-, Infrastruktur und Mobi-
litätspolitik besser verzahnen. 

In einer älter werdenden Ge-
sellschaft müssen die Leis-
tungen für Gesundheit und 
Pflege, aber auch für Men-
schen mit Behinderungen im 
Falle einer Erkrankung oder 
bei Eintritt der Pflegebedürf-
tigkeit besser miteinander 
verzahnt werden. Daher set-
zen wir uns auch für eine 
sinnvolle Verknüpfung und 
Verzahnung der verschiede-
nen Sozialgesetzbücher ein. 

Mehr als symbolträchtige 
Leitgesetze interessieren uns 
die konkreten Inhalte und 
Maßnahmen, die eine mo-
derne Alterspolitik auszeich-
nen. 

 



1. Stellenwert und Struktur 
der Seniorenpolitik (Forde-
rungen des 7. Altenberichts) 

 CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 

1.2 

Erweiterung der finanziel-
len Handlungsspielräume 
und Kompetenzen der 
Kommunen, um vor Ort die 
Politik für und mit älteren 
Menschen wirkungsvoll 
weiter zu entwickeln 

Seiten 2-3 

Wir halten es für erforder-
lich, weiterreichende Ziele 
zur Stärkung der Rolle der 
Kommunen und zur Ver-
besserung der Rahmenbe-
dingungen für ältere Men-
schen anzustreben und so 
eine Neuausrichtung der 
Politik für ältere Menschen 
zu bewirken. 

Wir entlasten Städte und 
Gemeinden in Milliardenhö-
he und stärken gezielt fi-
nanzschwache Kommunen 
(seit 2014 übernimmt Bund 
Kosten für Grundsicherung 
im Alter – jährlich 6 Mrd. 
Euro; Bund entlastet Kom-
munen bei Sozialausgaben 
mit anwachsendem Betrag 
– 5 Mrd. Euro ab 2018). 

Ziel: gleichwertige Lebens-
verhältnisse in allen Regio-
nen, in Stadt und Land, in 
Ost und West, in Nord und 
Süd. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Seniorenpolitik in Form einer 
Gemeinschaftsaufgabe im 
Grundgesetz festschreiben. 
Kommunen müssen durch 
Bund und Länder in die 
finanzielle Lage versetzt 
werden, die nötigen Kompe-
tenzen zu erlangen, vorzu-
halten und dem Bedarf an-
gepasst anzuwenden. 

Den Vorschlag, die Altenhilfe 
zu einer kommunalen 
Pflichtaufgabe zu machen, 
unterstützt DIE LINKE. 

 

Wir wollen den Kommunen 
mehr Möglichkeiten geben, 
lebenswerte Quartiere für alle 
Generationen zu schaffen, die 
auch bei Pflegebedürftigkeit 
auffangen. 

Kommunen brauchen deshalb 
mehr Möglichkeiten, Hilfe- und 
Pflegeangebote vor Ort zu ver-
netzen und aufeinander abzu-
stimmen. Finanziell wollen wir 
die Kommunen so ausstatten, 
dass sie ihre Aufgaben erfüllen 
können. Dazu bedarf es einer 
Neuordnung des kommunalen 
Finanzsystems. 

Wir unterstützen eine Stär-
kung der Handlungsfähigkeit 
und der Selbstverwaltung der 
Kommunen. Wir wollen ein 
echtes Konnexitätsprinzip im 
Grundgesetz verankern. 

Es muss gelten: Wer neue 
Aufgaben schafft, muss die-
se auch bezahlen. Dieses 
Prinzip würde es dem Bund 
auch ermöglichen, den 
Kommunen direkt Geld für 
neue Aufgaben schnell und 
ohne Umweg über die Län-
der bereitzustellen – z.B. 
auch für die Altenhilfe. 



1. Stellenwert und Struktur 
der Seniorenpolitik (Forde-
rungen des 7. Altenberichts) 

 CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 

1.4 

Erhöhung und bedarfsge-
rechte Verwendung der 
Mittel für die originären 
Ziele des Bundesalten-
plans (Förderung von Se-
niorenorganisationen, ge-
rontologische Forschung 
und Modellprogramme) 

Seiten 4-5 

Maßnahmen zur Stärkung 
der Kompetenzen älterer 
Menschen, für die Entwick-
lung sorgender Gemein-
schaften in den Bereichen 
Wohnen, Mobilität und Ge-
sundheit, Prävention und 
Pflege für ältere Menschen 
werden unterstützt. 

Mit der Forschungsagenda 
für den demografischen 
Wandel sollen darüber hin-
aus wirksame Impulse für 
die Erforschung und Ent-
wicklung von neuen Lösun-
gen, Produkten und Dienst-
leistungen, die die gesell-
schaftliche Teilhabe älterer 
Menschen stärken, gesetzt 
werden. 

Mit dem Bundesaltenplan 
wollen wir auch in Zukunft 
einen Beitrag des Bundes 
für ältere Menschen unter 
besonderer Berücksichti-
gung der Erfordernisse im 
demografischen Wandel 
leisten. Dazu werden wir 
auch die entsprechenden 
Förderrichtlinien an verän-
derte Bedingungen anpas-
sen. 

Die weitere Entwicklung des 
Bundesaltenplans ist not-
wendig. 

Besonders die Kommunen 
müssen in die Lage versetzt 
werden, die Maßnahmen 
entsprechend ihrer Zustän-
digkeiten umzusetzen. 

 

Der Bundesaltenplan muss 
weiterentwickelt werden. 

Neben der Frage der finanziel-
len Ausstattung gehören auch 
die Ziele auf den Prüfstand. 

So muss etwa die Medien- und 
Internetkompetenz als Förder-
ziel in die Richtlinien des Bun-
desaltenplans aufgenommen 
werden. 

Die demografische Entwick-
lung macht eine regelmäßige 
Fortschreibung der systema-
tischen Förderung der Politik 
für Ältere erforderlich. Sie 
muss sich flexibel an den 
sich stetig verändernden Al-
tersbildern orientieren und 
danach kontinuierlich und 
verlässlich finanziert werden.  

Die Förderung der For-
schung, z.B. im gerontologi-
schen Bereich, wollen wir 
besonders unterstützen. 

  



2. Alterssicherung  CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 

2.1 

Welche Maßnahmen wird 

Ihre Partei ergreifen, da-

mit Menschen (im Verlauf 

ihres Erwerbslebens) eine 

armutsfeste Rentenan-

wartschaft erwerben?  

Seiten 9-12 

 

Wir wollen zielgerichtet den 
Menschen helfen, die zu-
künftig ein höheres Risiko 
haben könnten, im Alter auf 
staatliche Unterstützung an-
gewiesen zu sein. 

Beispielsweise wollen wir 
eine Altersvorsorgepflicht für 
alle Selbstständigen einfüh-
ren, die nicht bereits ander-
weitig abgesichert sind. Da-
bei sollen sie zwischen der 
gesetzlichen Rentenversi-
cherung und anderen geeig-
neten Vorsorgearten wählen 
können. 

Wir wollen unser Altersvor-
sorgesystem mit seinen drei 
Säulen unter Einbeziehung 
der Grundsicherung im Alter 
zukunftsfest aufstellen. Dazu 
werden wir in der nächsten 
Legislaturperiode eine über-
parteiliche Rentenkommissi-
on mit Vertretern aus Gesell-
schaft, Wissenschaft und 
den Sozialpartnern einset-
zen. 

Werden Weichen für gute 
Lohnentwicklung stellen 
(Stärkung Tarifbindung, Pakt 
für anständige Löhne, insbe-
sondere im Dienstleistungs-
bereich, Bildungs- und Quali-
fizierungsoffensive); 

Gehen mit Einbeziehung 
bisher nicht versicherter 
Selbständiger ersten Schritt 
zu Ausbau GRV in Erwerbs-
tätigenversicherung; 

Werden Gleitzone (Midijobs) 
bis 1.300 Monatsbrutto aus-
weiten und reduzierten RV-
Beitrag durch Steuermittel 
ergänzen; 

Führen für langjährig Versi-
cherte (35 Jahre) Anspruch 
auf Solidarrente ein, so dass 
Alterseinkommen 10 % über 
Grundsicherungsanspruch 
am Wohnort liegt; 

Bringen Gesetz für eine „ge-
setzlich festgelegte doppelte 
Haltelinie bei Beitragssatz 
und Rentenniveau“ ein – 
Rentenniveau soll bis 2030 
„mindestens“ bei heutigem 
Stand von 48 Prozent stabili-
siert werden; 

Verbessern Vereinbarkeit 
Familie-Beruf. 

Stundenlohn von ca. 12 Euro 
brutto erforderlich, um nach 
45 Jahren Arbeit im Alter 
nicht aufs Sozialamt gehen 
zu müssen. Für Abschaffung 
der sachgrundlosen Befris-
tung, für strikte Begrenzung 
der Leiharbeit und schließlich 
deren Abschaffung. Jede 
Form abhängiger Beschäfti-
gung muss von der ersten 
Stunde an voll der Sozialver-
sicherungspflicht unterliegen. 

Im Rentensystem: Rentenni-
veau wieder auf 53 % anhe-
ben; 

für jede Form der Erwerbs-
arbeit (Selbstständige, Be-
amte, Freie Berufe, Politike-
rInnen) Beiträge in die ge-
setzliche Rentenversiche-
rung einzahlen; 

für niedrige Einkommen die 
Rente nach Mindestentgelt-
punkten entfristen; 

steuerfinanzierte, einkom-
mens- und vermögensge-
prüfte Solidarische Min-
destrente in Höhe von 1.050 
Euro netto einführen. 

Wir wollen, dass das Renten-
niveau nicht weiter sinkt.  

Auch wenn wir das Rentenni-
veau stabilisieren, reicht das 
noch nicht für alle Menschen 
mit niedrigen Einkommen oder 
Erwerbsunterbrechungen. 

Menschen, die den größten 
Teil ihres Lebens gearbeitet, 
Kinder erzogen, andere Men-
schen gepflegt oder sonstige 
Anwartschaften in der Ren-
tenversicherung erworben 
haben, sollen im Alter eine 
Rente beziehen,  

die oberhalb der Grundsiche-
rung liegt – ohne Bedürftig-
keitsprüfung und ohne An-
rechnung von betrieblicher 
und privater Altersvorsorge. 

Altersvorsorge muss künftig 
als Baukasten begriffen wer-
den, in dem gesetzliche Ren-
te, betriebliche Altersvorsor-
ge und private Vorsorge fle-
xibel kombiniert werden. Erst 
die Kombination dieser Bau-
steine kann für die Sicherung 
des Lebensstandards im Al-
ter sorgen. Wir wollen freiwil-
lige Vorsorge stärken und die 
ungerechte doppelte Belas-
tung durch Beiträge zu Kran-
ken- und Pflegeversicherung 
auf Auszahlungen aus be-
trieblicher Altersvorsorge 
wieder abschaffen. 

Wir wollen die Beantragung 
und Auszahlung von gesetz-
licher Rente und steuerfinan-
zierter Grundsicherung orga-
nisatorisch unter dem Dach 
der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zusammenführen.  

Wir wollen die Anrechnung 
von Einkünften aus privater 
und betrieblicher Altersvor-
sorge auf die Grundsiche-
rung soweit reduzieren, dass 
sich ergänzende freiwillige 
Vorsorge auch für Gering-
verdiener im Alter immer 
auszahlt. 

 

 

 

 



2. Alterssicherung  CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 
2.2  
Mit welchen konkreten 

Maßnahmen soll Einnah-

mesituation der GRV ver-

bessert werden?  

In welchem Umfang soll 

der Bundeszuschuss an 

die gesetzliche Renten-

versicherung angehoben 

werden, um demografi-

sche Verzerrungen aus-

zugleichen? 

Seiten 12-14 

 

Die Einnahmesituation der 
gesetzlichen Rentenversi-
cherung ist stets gut, wenn 
viele Menschen sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt 
sind und damit Beiträge in 
die Versicherung einzahlen. 

Durch die demografische 
Entwicklung und deren Aus-
wirkung auf die Rentenfor-
mel werden die Bundeszu-
schüsse in den nächsten 
Jahren ganz automatisch 
ansteigen. Schon heute be-
tragen Bundeszuschüsse 
und Beiträge des Bundes 
aus Steuermitteln über 90 
Milliarden Euro und werden 
in den nächsten Jahren auf 
100 Milliarden Euro anstei-
gen. 

 

Finanzierung wird gerecht, 
solidarisch und paritätisch 
erfolgen. 

Bisherige und künftige ge-
samtgesellschaftliche Aufga-
ben, welche von der Renten-
versicherung bewältigt wer-
den, sind konsequent aus 
Steuermitteln zu decken, 
(Ausgaben für Mütterrente, 
Angleichung Renten in den 
neuen Bundesländern sowie 
Finanzierung der künftigen 
Solidarrente für langjährig 
Versicherte) 

Stabilisierung des Rentenni-
veaus erfordert erhebliche 
Mittel und wird neben mode-
rat höheren Beiträgen eben-
falls durch einen höheren 
Steuerzuschuss zur Renten-
versicherung und einen neu-
en Demografiezuschuss fi-
nanziert. 

Finanzierung Alterssicherung 
ist wieder paritätisch von Ar-
beitnehmern und Arbeitge-
bern zu tragen (Riester-
Rente belastet allein Arbeit-
nehmer); 

Beitragsbemessungsgrenze 
in einem ersten Schritt deut-
lich anheben und langfristig 
ganz aufheben (bei Abfla-
chung Ansprüche von hohen 
Renten); 

Rentenversicherung in eine 
Erwerbstätigenversicherung 
umbauen: alle Erwerbstäti-
gen sollen mit Erwerbsein-
kommen voll in derRenten-
versicherung versicherungs-
pflichtig sein; 

Anhebung des Beitragssat-
zes ist wahrscheinlich den-
noch ebenso unerlässlich 
wie Erhöhung des Steuerzu-
schusses, wenn die Rente 
sich wieder an Sicherung 
des Lebensstandards und 
nicht an Beitragshöhe orien-
tieren soll. 

Soziale Sicherungssysteme 
sollen verlässlich, solidarisch 
und gerecht sein und allen 
Bürger*innen nach den glei-
chen Regeln Schutz bieten. 

  

Nicht anderweitig abgesicher-
te Selbstständige, Minijob-
ber*innen, Langzeitarbeitslose 
und Abgeordnete sollen in die 
Rentenversicherung aufge-
nommen werden, perspekti-
visch auch Freiberufler*innen 
und Beamt*innen. 

Versicherungsfremde Leistun-
gen wollen wir aus Steuern 
bezahlen. 

 

Mit einer Schuldenbremse 
2.0 wollen wir die Steuer-
finanzierung versicherungs-
fremder Leistungen in der 
gesetzlichen Rentenversi-
cherung im Grundgesetz 
festschreiben (z.B. „Rente 
mit 63“, Kindererziehungszei-
ten, Hinterbliebenenrenten 
etc.). 

Wir halten es für wichtig, die 
Verwaltungskosten der ge-
setzlichen Rentenversiche-
rung zu senken. Wir brau-
chen eine straffere Organisa-
tion, die Bundes- und Regio-
nalträger zugunsten eines 
schlanken Trägers zusam-
menführt. 

Wir halten es für unumgäng-
lich, das Rentenniveau in der 
gesetzlichen Rente daran 
anzupassen, dass die Men-
schen in Deutschland immer 
älter und zugleich weniger 
werden. Als einzige Alterna-
tive zu drastisch steigenden 
Beitragssätzen ist die ergän-
zende Vorsorge unverzicht-
bar.  



3. Freiwilliges Engage-
ment 

 CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 

3.2 

Maßnahmen zur spezifi-
schen Förderung des En-
gagements älterer Men-
schen sowie deren Ein-
bindung in Entschei-
dungsprozesse unter Be-
rücksichtigung ihrer Le-
benssituation, ihres Er-
fahrungswissens und ih-
rer Selbstbestimmung 

Seiten 19-20 

Das Engagement der Men-
schen für die Gemeinschaft 
ist eine unverzichtbare Res-
source, die von CDU und 
CSU auch in Zukunft geför-
dert und weiterentwickelt 
wird. Zahl der Bürgerinnen 
und Bürger, die sich ehren-
amtlich engagieren, steigt. 
Die größte Wachstumsgrup-
pe sind ältere Menschen. 
Dafür haben CDU und CSU 
viel getan (generationsüber-
greifende Freiwilligendienste, 
das Programm „Freiwilligen-
dienste aller Generationen“, 
Mehrgenerationenhäuser, 
steuerliche Rahmenbedin-
gungen verbessert, bürokra-
tische Hemmnisse abgebaut, 
die Übungsleiter- und Eh-
renamtspauschale erhöht 
und eine bestmögliche Un-
fallabsicherung für alle bür-
gerschaftlich Engagierten 
erreicht). 

Um die ältere Generation in 
politische und gesellschaftli-
che Entscheidungsprozesse 
einzubinden, bedarf es der 
Kooperation mit öffentlichen 
Institutionen, gesellschaftli-
chen Gruppen, mit Verbän-
den und mit der Wirtschaft. 
Insbesondere die Zusam-
menarbeit mit Seniorenbeirä-
ten, Sozialverbänden, Senio-
renorganisationen und Ge-
werkschaften ist hier zu nen-
nen. 

Altersgrenzen beim bürger-
schaftlichen Engagement, 
beispielsweise als Schöffe 
oder Schöffin, werden wir 
gezielt überprüfen und ggf. 
abbauen. 

Arbeit der ehrenamtlich täti-
gen Streitschlichter und 
Schiedsleute werden wir wei-
ter fördern, wie auch den 
Bundesfreiwilligendienst 

In der Politik sind Seniorin-
nen und Senioren deutlich 
stärker einzubeziehen. In 
Kommunen muss ein Mit-
spracherecht in Gemeinde-
ratssitzungen und Arbeits-
kreisen selbstverständlich 
werden. 

Setzt sich für eine gesetzli-
che Verankerung der politi-
schen Teilhabe der älteren 
Generation über Senioren-
mitwirkungsgesetze ein. 

Um die Partizipations- und 
Selbstbestimmungsmöglich-
keiten älterer Menschen zu 
verbessern, bedarf es einer 
umfassenden Strategie. Sie 
muss den unterschiedlichen 
sozialen, finanziellen und ge-
sundheitlichen Situationen 
älterer Menschen gerecht 
werden. 

Wir befürworten den Aufbau 
eines laufbahnbegleitenden 
und altersgerechten Perso-
nalmanagements in Wirt-
schaft und Gesellschaft, um 
Erfahrungen zu nutzen und 
lebenslanges Lernen zu för-
dern („Altersmanagement“). 

Darum unterstützen wir ent-
sprechendes Engagement 
z.B. in so genannten Bil-
dungspatenschaften oder im 
Bundesfreiwilligendienst. Wo 
erforderlich, wollen wir be-
stehende Altersgrenzen auf-
heben. 



3. Freiwilliges Engage-
ment  

 CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 

3.4 

Ältere Menschen leisten 
mit ihrem Engagement 
einen wichtigen Beitrag 
zur Integration geflüchte-
ter Menschen. 

Wie können Haupt- und 
Ehrenamtliche besser 
unterstützt und wie kann 
die Anerkennung für die-
ses wichtige Engagement 
gestärkt werden? 

Seiten 21-22 

CDU und CSU treten zur 
weiteren Förderung des eh-
renamtlichen Engagements 
für eine Sensibilisierung der 
Öffentlichkeit über die Ein-
satzmöglichkeiten von Frei-
willigenarbeit ein. 

CDU und CSU fördern zum 
Austausch von Engagement-
Anbietenden und Engage-
ment-Suchenden auch wei-
terhin die regelmäßige 
Durchführung von Ehren-
amtsbörsen, Freiwilligenta-
gen, Ehrenamtsmessen oder 
die bundesweite Woche des 
bürgerschaftlichen Engage-
ments. 

Durch Qualifizierungsmaß-
nahmen, die Ausweitung der 
Ehrenamtscard, Preisverlei-
hungen und Auszeichnun-
gen fördern CDU und CSU 
auch weiterhin die Anerken-
nungskultur. 

Setzen uns auch weiterhin 
für eine Infrastruktur ein, die 
Freiwillige durch verlässliche 
Strukturen unterstützt, in de-
nen sich Bürgerschaftliches 
Engagement bestmöglich 
entfalten kann. 

Vorbildlich ist das Paten-
schaftsprogramm „Menschen 
stärken Menschen“. Dieses 
Programm wollen wir aus-
bauen. 

Anerkennungskultur für frei-
williges bürgerschaftliches 
Engagement muss verbes-
sert werden, z.B. mit Freiwil-
ligendienstausweis für alle 
Freiwilligen, die sich über 
einen gewissen Zeitraum 
engagieren. 

Das Hauptamt muss gestärkt 
werden, neben Entbürokrati-
sierung von Anträgen und 
Verfahren müssen auch 
hauptamtliche Stellen weiter 
ausgebaut werden. 

Helferinnen und Helfer brau-
chen Unterstützung. 

Wir wollen Netzwerkstrukturen 
vor Ort fördern und mehr Geld 
für Supervision, Begleitung 
und Weiterbildung von Freiwil-
ligen bereitstellen. 

Wir befürworten den Aufbau 
eines laufbahnbegleitenden 
und altersgerechten Perso-
nalmanagements in Wirt-
schaft und Gesellschaft und 
wollen dabei auch insbeson-
dere die Erfahrungen älterer 
Menschen in unserer Gesell-
schaft nutzen. 

Wo erforderlich, wollen wir 
bestehende Altersgrenzen 
aufheben. 

Zudem wollen wir Politikbe-
reiche so bündeln, dass 
Kompetenzgerangel vermie-
den werden kann (nach dem 
Vorbild des in NRW neu ge-
gründeten Ministeriums für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration, das nun 
auch für Flüchtlingsintegrati-
on zuständig ist). 



4. Gesundheit und Pflege  CDU/CSU SPD  Die Linke  DIE GRÜNEN  FDP 

4.1 

Welche konkreten Maß-
nahmen in Bezug auf die 
gesundheitliche und pfle-
gerische Versorgung älte-
rer Menschen - welche 
Bedeutung kommt dabei 
der steigenden Zahl von 
Menschen mit Demenz-
Erkrankung zu? 

Seiten 24-27 

Mit der umfassenden Reform 
der Pflegeversicherung ha-
ben wir Demenzkranken ei-
nen gleichberechtigten Zu-
gang zu allen Leistungen 
eröffnet ….  Dadurch stärken 
wir die pflegenden Angehöri-
gen. Diesen Weg gehen wir 
weiter. 

Der weitere Anstieg der Zahl 
der Pflegebedürftigen ver-
langt Anstrengungen aller 
Beteiligten... Daher werden 
wir eine „Konzertierte Aktion 
Pflege“ ins Leben rufen. Wir 
wollen die Möglichkeiten der 
Rehabilitation zur Erhaltung 
der Selbstständigkeit stärker 
nutzen, entsprechende An-
gebote ausbauen und die 
Zusammenarbeit der Sozial-
versicherungsträger in die-
sem Bereich verbessern. 

Kinder pflegebedürftiger El-
tern und sonstiger Angehöri-
ger, zu deren Unterhalt sie 
verpflichtet sind, wollen wir 
besser vor einer Überforde-
rung schützen. Ein Rückgriff 
auf Kinder soll erst ab einem 
Einkommen von 100.000 
Euro erfolgen. 

Werden Umsetzung der 
(Pflege-)Reform intensiv be-
gleiten; 

Modellprogramm Stärkung 
der Kommunen in der Pflege: 
werden nach Abschluss des 
Modells die Ergebnisse aus-
werten. Sollten die Modelle 
erfolgreich sein, werden wir 
dann die erforderlichen ge-
setzlichen Regelungen er-
lassen. 

Setzen uns für weiteren 
Ausbau der Pflegestützpunk-
te ein. 

Wollen Familienarbeitszeit 
für Pflege einführen. Pfle-
gende Angehörige sollen 
sich für bis zu drei Monaten 
von der Arbeit freistellen las-
sen können. Sie erhalten 
dann eine Lohnersatzleis-
tung, die sich in Höhe und 
Umfang am Elterngeld orien-
tiert. 

Wer darüber hinaus seine 
Arbeitszeit reduzieren will, 
soll das Familienpflegegeld 
erhalten. Es beträgt 150 Eu-
ro monatlich. Es wird bei ei-
ner reduzierten Beschäfti-
gung (im Umfang von 26 bis 
36 Wochenstunden) bis zu 
24 Monate gezahlt. 

Für moderne Versorgungs-
konzepte wie poliklinische 
Einrichtungen; 

Leistungen Pflegeversiche-
rung so ausgestalten, dass 
alle Menschen selbstbe-
stimmt entscheiden können, 
ob sie ambulante, teilstatio-
näre oder stationäre Pflege- 
oder Assistenzleistungen in 
Anspruch nehmen; 

Menschen mit Demenz brau-
chen alternative und betreute 
Wohnformen in ihrem ver-
trauten Lebensumfeld sowie 
flexible Kombinationsmög-
lichkeiten von Pflegeleistun-
gen; 

Kommunales Case-Manage-
ment, einschließlich Unter-
stützung für pflegende An-
gehörige und pflegende 
Freunde und Nachbarn, ist 
verstärkt zu erproben. 

 

Für einen Anspruch auf unab-
hängige und neutrale Bera-
tung durch eine Fallmana-
ger*in, damit eine passende 
Versorgung im häuslichen 
Umfeld organisiert werden 
kann; 

jede Kommune soll dauerhaft 
die Möglichkeit erhalten, die 
Initiative bei der Pflegebera-
tung, Pflegeplanung und Ver-
netzung der Angebote zu er-
greifen und auf Wunsch auch 
die Koordination zu überneh-
men. 

Pflege durch Angehörige soll 
genauso finanziert werden 
wie Pflege durch ambulante 
Pflegedienste. Wir wollen, 
dass Patientinnen und Pati-
enten im Vordergrund ste-
hen. Daher wollen wir Auf-
wand für Bürokratie und Do-
kumentation vermindern. Ein 
Lösungsansatz ist die ver-
stärkte Nutzung von IT- und 
Assistenzsystemen. 

Fordern, dass die Bundes-
länder ihrer Verantwortung 
für die Krankenhäuser wieder 
nachkommen. Setzen dazu 
auf ein Anreizsystem, wo-
nach diejenigen Länder, die 
ihren Investitionsverpflich-
tungen nachkommen, vom 
Bund einen Zuschuss erhal-
ten. Außerdem muss es zu 
einer sinnvollen Profil- und 
Zentrenbildung bei den 
Krankenhäusern kommen. 
Die Notfallversorgung muss 
flächendeckend erhalten 
bleiben. Ökonomische Fehl-
anreize im Fallpauschalen-
System sind zu beseitigen. 
Wollen in allen Disziplinen 
die Altersmedizin (Geriatrie) 
stärken sowie Forschung und 
Lehre in diesem Bereich 
ausbauen. 
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4.2 

Welchen Maßnahmen zur 
Sicherstellung der ge-
sundheitlichen und pfle-
gerischen Versorgung 
auch in strukturschwa-
chen ländlichen Gebieten 
und in benachteiligten 
Stadtteilen? 

Seiten 28-29 

Mit dem Versorgungsstär-
kungsgesetz wird sicherge-
stellt, dass Patientinnen und 
Patienten auch in Zukunft 
flächendeckend medizinisch 
gut versorgt werden. 

Wir garantieren eine gute 
ärztliche Versorgung im 
ländlichen Raum. Die Ver-
sorgung durch ein ortsnahes 
Apothekenangebot werden 
wir sichern, indem wir den 
Versandhandel mit ver-
schreibungspflichtigen Arz-
neimitteln verbieten. 

Der Masterplan Medizinstu-
dium 2020 ist ein wichtiger 
Schritt hin zu einem moder-
nen Medizinstudium …. 
Mehr Praxisbezug im Studi-
um und eine Stärkung der 
Allgemeinmedizin sind gera-
de mit Blick auf die gute Ver-
sorgung im ländlichen Raum 
von großer Bedeutung. 

 

 

In dieser und schon in der 
letzten Wahlperiode sind 
durch das Versorgungsstär-
kungs- und das Versor-
gungsstrukturgesetz zahlrei-
che Maßnahmen verab-
schiedet worden. Die mit der 
Umsetzung der Maßnahmen 
beauftragten Akteure wie der 
Gemeinsame Bundesaus-
schuss, Krankenkassen, 
Kassenärztliche Vereinigung 
arbeiten an der Umsetzung. 

Mit dem verabschiedeten  
E-Health-Gesetz soll Tele-
medizin ein wichtiger Bau-
stein im Versorgungssystem 
werden. 

Moderne Versorgungskon-
zepte wie poliklinische Ein-
richtungen; 

Rotationspraxen, bei denen 
Ärztinnen und Ärzten unter-
schiedlicher Fachrichtungen 
tageweise eingerichtete Pra-
xisräume zur Verfügung ge-
stellt werden; 

Einrichtung von Patienten-
shuttles für Dörfer, in denen 
keine Vor-Ort-Betreuung ge-
währleistet werden kann; 

nichtärztliche Gesundheits-
berufe sollen mehr Verant-
wortung übernehmen kön-
nen, um gute Versorgung 
auch in der Fläche sicherzu-
stellen; 

Bedarfsplanung und Versor-
gungssteuerung müssen 
verbessert werden (z. B. 
Psychotherapie) 

Kommunen sollen mehr Mög-
lichkeiten erhalten, die Pflege- 
und Gesundheitsversorgung 
zu gestalten; 

interessierte Regionen oder 
Landkreise sollen Gründung 
von „Gesundheitsregionen“ 
durch Krankenkassen ansto-
ßen können, um gemeinsam 
integrierte Versorgung pas-
send für die Region weiterzu-
entwickeln. Dazu gehört auch, 
die Perspektive der Patientin-
nen und Patienten durch akti-
ve Beteiligung in Beiräten ein-
zubeziehen. 

 

Wollen ambulante Versor-
gung flächendeckend, woh-
nortnah und auf hohem Qua-
litätsniveau sicherstellen - 
insbesondere im ländlichen 
Raum, wo die Attraktivität 
des niedergelassenen Arzt-
berufes zu steigern ist. Dazu 
dient u.a. die weitere Schaf-
fung von Lehrstühlen für All-
gemeinmedizin, ein An-
reizsystem für den medizini-
schen Nachwuchs, die bes-
sere Vernetzung von Lehr-
praxen mit medizinischen 
Fakultäten und die Förde-
rung von Weiterbildungsver-
bünden zwischen Praxen 
und Krankenhäusern. Ärztli-
che Kooperationen wie Net-
ze, Medizinische Versor-
gungszentren (MVZ) oder 
Berufsausübungsgemein-
schaften sind ein wichtiges 
Element der Versorgung. 
Rückgrat der ambulanten 
Versorgung sollten nach wie 
vor freiberuflich, in eigener 
Praxis tätige Niedergelasse-
ne sein. Bei Einrichtung von 
MVZ werden wir alles dafür 
tun, dass keine „Industriali-
sierung“ der Medizin stattfin-
det. Zudem wollen wir die 
Budgetierung im Gesund-
heitswesen abschaffen. 
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4.6 

Werden Sie sich dafür 

einsetzen, dass zur Um-

setzung der Mitwirkungs-

rechte von maßgeblichen 

Organisationen für die 

Wahrnehmung der Inte-

ressen und der Selbsthil-

fe pflegebedürftiger und 

behinderter Menschen im 

SGB XI dem SGB V ver-

gleichbare Rahmenbe-

dingungen geschaffen 

werden? 

Seite 36  

Wir werden prüfen, wie sich 
die neuen Mitwirkungsrechte 
auf die auf Bundesebene 
maßgeblichen Organisatio-
nen bei der Wahrnehmung 
der Interessen und der 
Selbsthilfe pflegebedürftiger 
und behinderter Menschen 
auswirken und gegebenen-
falls Anpassungen vorneh-
men. 

 

Ja, wir werden uns dafür ein-
setzen.  

 

Für bessere personelle und 
sachgerechte Ausstattung 
aller Verbände und Initiati-
ven, die Interessen der Men-
schen mit Pflegebedarf und 
Menschen mit Behinderun-
gen vertreten - auch im SGB 
XI (neben Fortbildung und 
Schulung auch Reisekosten-
vergütung, Ersatz Verdienst-
ausfalls sowie angemessene 
Aufwandsentschädigung); 

 
Wichtiger ist jedoch qualitati-
ve Stärkung der Mitwirkungs-
rechte, insbesondere im 
neuen Qualitätsausschuss 
(über Teilnahme- und An-
tragsrecht hinaus ein Stimm-
recht für die Interessenver-
tretungen der Menschen mit 
Pflegebedarf, der Pflegeper-
sonen und der Pflegekräfte). 
 

Begrüßen, dass den Interes-
sens- und Selbsthilfeverbän-
den pflegebedürftiger und be-
hinderter Menschen nun auch 
im SGB XI Mitwirkungsrechte 
eingeräumt wurden; 

notwendig, dass sie dabei im 
erforderlichen Umfang organi-
satorisch und inhaltlich unter-
stützt werden, damit sie ihre 
Mitwirkungsrechte auch wahr-
nehmen können. 

 

Mitwirkung und Mitverantwor-
tung sind wesentliche Teile 
einer lebendigen Demokratie, 
die wir so unbürokratisch wie 
möglich unterstützen wollen.  

Das gilt auch für die Mitwir-
kung der BAGSO auf Bun-
desebene. 
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4.7 

Mit welchen konkreten 
Maßnahmen soll die am-
bulante und stationäre 
palliativmedizinische 
Versorgung flächende-
ckend sichergestellt und 
die Hospizarbeit gestärkt 
werden? 

Seiten 37-38 

Mit dem Gesetz zur Verbes-
serung der Hospiz- und Pal-
liativversorgung stärken wir 
die Hospiz- und Palliativver-
sorgung überall dort, wo 
Menschen ihre letzte Le-
bensphase verbringen – sei 
es zu Hause, im Kranken-
haus, im Pflegeheim oder im 
Hospiz. Zugleich verbessern 
wir die Information und Bera-
tung, damit Hilfsangebote 
besser bekannt werden. 

Den Ausbau der Hospiz- und 
Palliativversorgung werden 
wir entschlossen weiter  
vorantreiben. 

Es bleibt zunächst zu be-
obachten, ob und wie die 
Ziele des 2015 in Kraft getre-
tenen Gesetzes zur Hospiz- 
und Palliativversorgung in 
der Praxis umgesetzt wer-
den. 

Wenn sich Nachbesserungs-
bedarf zeigen sollte, werden 
wir den auch zügig umset-
zen. 

Sicher ist schon jetzt, dass 
sich der Gesetzgeber noch 
einmal mit der Versorgung 
im stationären Bereich be-
fassen muss. 

 

Palliativangebote sollen Be-
standteil der Regelversor-
gung werden; 

Rechtsanspruch auf allge-
meine Palliativversorgung so 
ausgestalten, dass jede Bür-
gerin und jeder Bürger die-
sen unabhängig von Art der 
Erkrankung oder Behinde-
rung, vom individuellen Le-
bensort, von Wohnform so-
wie von Versicherungsform 
in Anspruch nehmen kann 

Wollen Beratung und Beglei-
tung von Schwerstkranken 
und Sterbenden und ihren 
Angehörigen verbessern, die 
Allgemeine Ambulante Pallia-
tivversorgung sowie die Pallia-
tiv- und Hospizversorgung in 
stationären Pflegeeinrichtun-
gen und Krankenhäusern 
ausbauen sowie das bürger-
schaftliche Engagement in der 
Palliativ- und Hospizarbeit 
mehr unterstützen. 

Bei der Entwicklung von Per-
sonalbemessungsinstrumen-
ten in der Pflege sind die sehr 
personalintensiven Anforde-
rungen an palliativ-hospizliche 
Versorgung explizit zu be-
rücksichtigen. 

Beim Anspruch auf einen 
Platz in einem stationären 
Hospiz sollten Pflegeheimbe-
wohnerInnen und Menschen 
im häuslichen Setting gleich-
gestellt werden. 

 

Wollen Palliativmedizin und 
Hospizwesen weiter aus-
bauen. Dabei sollte neben 
Neueinrichtung von Hospizen 
vor allem Palliativversorgung 
in Kliniken, Alten- und Pfle-
geheimen sowie im häusli-
chen Umfeld erweitert wer-
den. Insbesondere Pflege-
heime benötigen einen Palli-
ativaufschlag, um zur deut-
lich besseren Personal- und 
Finanzierungssituation in 
Hospizen aufzuschließen. 

Weiterhin bedarf es einer 
flächendeckenden Förderung 
einer spezialisierten ambu-
lanten Palliativversorgung 
(SAPV) in vernetzten Teams 
aus Ärzteschaft, Pflegekräf-
ten, Psychologinnen und 
Psychologen, Physio-
therapeutinnen und Physio-
therapeuten, Seel-
sorgenden, Sozial-
arbeiterinnen und Sozialar-
beitern und ehrenamtlich 
Helfenden. Diese SAPV-
Teams sollten mit telemedi-
zinischer Unterstützung und 
Minimum an bürokratischer 
Belastung flexibel ihre Auf-
gabe erfüllen können. Der 
neue § 217 StGB muss wie-
der abgeschafft werden.  
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5.2 

Mit welchen Maßnahmen 
soll die Zahl der altersge-
rechten Sanierungen von 
Eigenheimen und Woh-
nungen erhöht werden? 
Soll das KfW-
Zuschussprogramm „Al-
tersgerecht umbauen“ 
erhalten und mit aus-
reichenden Mitteln aus-
gestattet werden? Sollen 
Rechtsansprüche des 
Mieters zur Herstellung 
der Barrierefreiheit einge-
führt werden? 

Seiten 41-43 

Wir wollen, dass die Men-
schen möglichst lange in der 
eigenen Wohnung, im Haus 
oder im angestammten 
Wohnviertel leben können. 
Deshalb werden wir die dafür 
erforderlichen Investitionen 
in den barrierearmen Umbau 
unterstützen. 

Zudem werden wir prüfen, 
inwieweit Umbaumaßnah-
men für alters- oder behin-
dertengerechtes Wohnen 
von der Rückbaupflicht aus-
genommen werden können, 
wenn der Mieter dafür die 
Kosten getragen hat. 

Weitere ausreichende staat-
liche Förderung (von alters-
gerechtem Wohnraum) ist 
dringend geboten. Deshalb 
werden wir uns für eine Fort-
setzung und Verstetigung 
des KfW-Programms stark 
machen. 

Bessere Förderung der 
Wohnraumanpassung durch 
das PSG II (bis zu 4.000 Eu-
ro), von Alten-WGs und von 
Mehrgenerationenhäusern 
„können kombiniert werden, 
um die Wirkung zu erhöhen“; 

Werden uns für eine Reform 
des Wohnungseigentums-
gesetzes einsetzen und da-
bei auch das Thema Barrie-
refreiheit einbeziehen. 

Statt Vermieter durch die 
Umlage zu möglichst teuren 
Modernisierungen einzula-
den, sollen gezielte Sanie-
rungen gefördert und Miete-
rinnen und Mieter angemes-
sen durch einen sozialen und 
ökologischen Mietspiegel an 
der Finanzierung beteiligt 
werden. 

Durch die Aufstockung der 
sozialen Wohnraumförde-
rung und des CO2-
Gebäudesanierungs-
programms auf jeweils 5 
Mrd. Euro pro Jahr stellen 
wir zusätzliche Investitions-
mittel zur Verfügung. Dar-
über hinaus setzt sich DIE 
LINKE für die Aufstockung 
und dauerhafte Fortschrei-
bung des KfW-Programms 
„Altersgerecht Umbauen“ 
ein. 

 

Werden das KfW Programm 
„Altersgerecht umbauen“ zu-
nächst auf 100 Mio. Euro auf-
stocken, dann bedarfsgerecht 
verstetigen, und durch einen 
Bewegungsfreiheitsbonus für 
den Barriereabbau im Woh-
numfeld ergänzen.  

Mit einer Informationskam-
pagne und mehr Zuschüssen 
im Vergleich zu den verbillig-
ten Krediten gestalten wir die 
Programme so aus, dass sie 
auch ankommen. Sowohl Mie-
tern als auch Eigentümerinnen 
in Wohneigentümer-
Gemeinschaften wollen wir 
den Barriereabbau unkompli-
ziert ermöglichen. 

Unterstützen bestehende 
Förderprogramme zum al-
tersgerechten Umbau. Nicht 
alle alten und behinderten 
Menschen brauchen dabei 
Barrierefreiheit. Oft reicht 
auch die kostengünstigere 
Barrierearmut …. . Dies ist 
bei Förderprogrammen ent-
sprechend zu berücksichti-
gen. 

Nein, planen keine Rechts-
ansprüche des Mieters ge-
genüber dem Vermieter so-
wie des Wohnungseigentü-
mers gegenüber der Eigentü-
mergemeinschaft zur Her-
stellung der Barrierefreiheit, 
aber der medizinische Dienst 
der Krankenkassen sollte die 
Kriterien zur Genehmigung 
entsprechender Anträge neu 
fassen. 
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5.5 

Maßnahmen, um Bürge-
rinnen und Bürger besser 
vor Wohnungseinbrü-
chen, vor Diebstahl und 
Raub sowie vor dem 
Missbrauch ihrer Gut-
gläubigkeit (Beispiel „En-
keltrick“) zu schützen 

Seiten 46-48 

Werden die Menschen bei 
Vorbeugung von Diebstahl 
weiter unterstützen und För-
derprogramm zur Einbruchs-
sicherung beibehalten. 

Wir müssen dafür sorgen, 
dass deutlich mehr Einbrü-
che aufgeklärt, Täter leichter 
gefasst und Wiederholungs- 
bzw. Serienstraftaten verhin-
dert werden. Daher haben 
wir der Polizei zusätzliche 
Ermittlungsbefugnisse an die 
Hand gegeben. 

Wir unterstützen Eigentümer 
und Mieter weiterhin dabei, 
Türen und Fenster besser zu 
sichern, damit Einbrecher 
dort gar nicht erst eindringen 
können. Dafür gibt es staatli-
che Zuschüsse, die wir be-
reits aufgestockt haben und 
weiter ausbauen wollen. 

Mit Hilfe ehrenamtlicher Si-
cherheitsberater wollen wir 
die Menschen besser vor 
Straftaten schützen. Wir wol-
len Betrugsmaschen verhin-
dern, die sich gezielt gegen 
ältere Menschen richten. 

Wir wollen, dass sich unsere 
Behörden konsequent der 
Alltagskriminalität annehmen 
– durch mehr Prävention und 
effektive Strafverfolgung. 

Wir wollen, dass mehr Poli-
zistinnen und Polizisten auf 
unseren Straßen sichtbar 
sind. Wir wollen die Polizei 
besser ausstatten. 

Setzen uns für eine Auswei-
tung der Angebote ein, die 
sicherheitsorientiertes Ver-
halten im Alter verbessern. 

Werden auch weiterhin 
Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Sicherheit im Alter 
mit Bundesmitteln fördern. 

Setzt auf präventive Ansätze: 

erhöhte Polizeipräsenz durch 
regelmäßige Streifeneinsätze 
vor Ort, Stärkung der perso-
nellen und materiellen Res-
sourcen der Ermittlungs- und 
Beweissicherungsstrukturen 
der Polizei sowie technische 
Sicherung der Wohnungen. 

Strafverschärfungen sind 
dagegen symbolische Politik 
und werden organisierte kri-
minelle Strukturen nicht auf-
brechen. 

Wollen, dass die viel zu nied-
rige Aufklärungsquote erhöht 
und Prävention stärker geför-
dert wird: Mehr Personal und 
bessere Ausstattung für die 
Polizei und mehr staatlich ge-
förderte Investitionen in passi-
ven Einbruchsschutz; 

Gleichzeitig muss Polizei die 
Bürgerinnen und Bürger über 
neue Kriminalitätsformen und 
Tricks aufklären und sie dafür 
sensibilisieren. 

Wir wollen Polizei und Justiz 
Haushaltspriorität einräumen, 
denn personell und sachlich 
bestens ausgestattete Si-
cherheitsbehörden sind die 
beste Waffe im Kampf gegen 
Kriminelle. 

Zudem wollen wir Aufklä-
rungsarbeit stärken (insbe-
sondere in Bundesländern, in 
denen massive Aufklärungs-
arbeit und ein umfassendes 
Beratungsangebot der Si-
cherheitsbehörden bereitge-
stellt worden ist, sind zwar 
die Versuchszahlen auf kon-
stant hohem Niveau, aber 
eine erhebliche Zahl von Ta-
ten bleiben in ebendiesem 
Status stecken und kommen 
nicht zur Vollendung) 

Zur technischen Sicherung 
der eigenen Wohnung bezie-
hungsweise selbstbewohnter 
Gebäude sollte es auch künf-
tig nicht nur diese Aufklä-
rungsarbeit, sondern auch 
eine steuerliche Berücksich-
tigung von Sicherungsmaß-
nahmen geben. 
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5.6 

Mit welchen Maßnahmen 
sollen Kommunen dabei 
unterstützt werden, bar-
rierefreie, inklusive Quar-
tiere mit einer fußläufig 
erreichbaren Nahversor-
gung (Ärzte, Apotheken, 
Banken, Lebensmittelge-
schäfte etc.) zu schaffen 
und zu erhalten? 

Wird sich Ihre Partei da-

für einsetzen, dass auch 

diese privaten Dienstleis-

ter Barrieren abbauen 

müssen? 

Seiten 48-51 

 

Bestehende Programme 
zur Barrierefreiheit werden 
wir weiter unterstützen und 
insbesondere die Heraus-
forderungen des demogra-
fischen Wandels im Blick 
behalten. 

In dieser Legislatur bereits 
große Fortschritte beim Ab-
bau von Barrieren erzielt (mit 
Novellierung des Bundesbe-
hindertengleichstellungs-
gesetzes und Verankerung 
der Belange von Menschen 
mit Behinderungen bei der 
vertragsärztlichen Zulassung 
von Arztpraxen). Diesen 
Weg wollen wir weitergehen. 

Wir wollen das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) im Hinblick auf ver-
bindlichere Regelungen für 
die Privatwirtschaft weiter-
entwickeln. 
Wir werden uns auch weiter 
dafür einsetzen, dass Bun-
desgelder wie die Städte-
bauförderung oder die 
Wohnraumförderung von 
den Ländern und Kommunen 
auch zur Herstellung von 
Barrierefreiheit genutzt wer-
den. 

Barrierefreiheit soll verbindlich 
in den Baugesetzbüchern von 
Bund und Ländern verankert 
werden. Das „universelle De-
sign“ (Artikel 2 UN-BRK) sollte 
zum gestalterischen Grund-
prinzip in allen Lebensberei-
chen werden. 

Durch eine Reform des Be-
hindertengleichstellungsge-
setzes, des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes 
sowie damit im Zusammen-
hang stehender Regelungen 
des Bau-, Verkehrs- und Miet-
rechts wollen wir sowohl 
öffentliche Einrichtungen als 
auch die Privatwirtschaft um-
fassend zu Barrierefreiheit 
verpflichten. 

Werden private Anbieter von 
Gütern und Dienstleistungen 
dazu verpflichten, innerhalb 
einer angemessenen Frist 
Barrieren abzubauen. 

Darüber hinaus werden wir 
der Barrierefreiheit stärkeres 
Gewicht in Programmen zur 
Förderung der Regionalent-
wicklung und des Städte-
baus geben. 

Wir setzen uns dafür ein, dass 
Programme der Stadtentwick-
lung für Barrierefreiheit effi-
zient umgesetzt werden. 

Im öffentlichen Bereich ist die 
Barrierefreiheit unerlässlich. 
Für uns ist Barrierefreiheit eine 
Haltung. Deshalb begrüßen 
wir jeden Schritt in jedem Be-
reich, der Hindernisse aus 
dem Weg räumt und somit zu 
mehr Barrierefreiheit beiträgt. 

Eine Verpflichtung privater 
Dienstleister hierzu lehnen wir 
allerdings ab. 
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6.2 

Mit welchen Maßnahmen 

sollen Angebote und 

Dienstleistungen aus 

dem öffentlichen wie pri-

vatwirtschaftlichen Sek-

tor weiterhin (kostenneut-

ral) auch „analog“ vorge-

halten werden? 
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Neben der softwarebasierten 
Lösung zum Bürgerportal 
gibt es Überlegungen, mit 
physischen Anlaufstellen 
einen flächendeckenden bar-
rierefreien Zugang zum digi-
talen Staat zu ermöglichen. 
Dazu werden z.B. flächen-
deckend „eGov-Boxen“ an-
gedacht. 

Diese Schalter sollen rund 
um die Uhr zugänglich sind 
(z B. im Vorraum von Ban-
ken/in Einkaufszentren). 

Die eGov-Boxen sollten nut-
zerfreundlich und barrierefrei 
sein, um eine digitale Ab-
schottung zu verhindern und 
einen sicheren Zugang zu 
gewähren. 

Wir wollen, dass sich die 
meisten Behördengänge in 
Zukunft auch online erledi-
gen lassen. …. Dabei muss 
die Barrierefreiheit digitaler 
Angebote der öffentlichen 
Verwaltung eine Selbstver-
ständlichkeit sein und mit 
der barrierefreien Gestal-
tung von E-Government-
Angeboten muss sicherge-
stellt werden, dass diese 
auch von Menschen mit 
Behinderungen genutzt 
werden können. Geprüft 
werden muss, ob die recht-
lichen Vorgaben ausrei-
chend sind oder ob hier An-
passungsbedarf besteht. 

Gleichzeitig muss sicherge-
stellt werden, dass auch 
Menschen, die die digitalen 
Angebote der Verwaltung 
nicht in Anspruch nehmen 
können, niedrigschwellige 
und gleichwertige Alternati-
ven angeboten werden. 

Es muss hier eine solidari-
sche Lösung gefunden wer-
den, um Angebote und 
Dienstleistungen weiterhin für 
alle verfügbar zu halten. 

Bildungsangebote, u.a. im 
Bereich der Digitalisierung, 
müssen für alle zugänglich 
sind. 

Verwaltung muss dringend 
modernisiert und digitalisiert 
werden (E-Government). Da-
bei muss konsequent auf Bar-
rierefreiheit geachtet und ge-
währleistet werden, dass 
Menschen, die digitale Ver-
waltungsabläufe nicht nutzen 
können oder wollen, eine 
gleichwertige Alternative an-
geboten wird. 

Daten, die durch die öffentli-
che Hand hergestellt werden 
(z.B. Geo- oder Wetterdaten) 
sollen allen kostenfrei zur Ver-
fügung stehen (Open Data) 

Technologischer Fortschritt 
ist dann demokratisch, wenn 
er in verständlichen und auch 
von Älteren nachvollziehba-
ren Schritten realisiert wird – 
dafür setzt sich liberale Poli-
tik ein. 
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6.5 

Wie sollen Interessen der 

privaten Verbraucherin-

nen und Verbraucher im 

Prozess der Digitalisie-

rung gewährleistet wer-

den? Wie wollen Sie be-

wirken, dass IT-Angebote 

nutzerfreundlicher und 

risikofrei sowie in barrie-

refreier Form angeboten 

werden? 

Seiten 62-64 

 

Diesen Prozess gilt es, fort-
während mit allen Chancen 
und Herausforderungen im 
Blick zu halten, um sicherzu-
stellen, dass alle Menschen 
auf dem Weg des digitalen 
Wandels mitgenommen wer-
den. 

 

Für spezifische Bedürfnisse 
von Verbrauchergruppen, 
wie Senioren, Kinder und 
Migranten sind „klare ge-
setzliche Regelungen“ not-
wendig. 

Voraussetzungen für die 
Akzeptanz von IT-Ange-
boten sind die Sicherstel-
lung der IT-Sicherheit und 
der Schutz personenbezo-
gener Daten. 

Zweite Voraussetzung ist 
die Nutzerfreundlichkeit der 
IT-Angebote. Dabei muss 
auch Barrierefreiheit eine 
Selbstverständlichkeit sein. 
Hierzu gibt es bereits ver-
schiedene rechtliche Vor-
gaben, die dies sicherstel-
len sollen. Geprüft werden 
muss, ob diese ausreichend 
sind oder ob hier Anpas-
sungsbedarf besteht.  

 

Unternehmen, Behörden und 
andere Dienstleister sollen 
dazu angehalten werden ihre 
Webseiten so barrierefrei wie 
möglich zu gestalten. Beson-
ders Behörden und Ministe-
rien sollten mit guten Beispiel 
voran gehen. 

Menschen sollen Kontrolle 
über ihre Daten behalten. Das 
wollen wir möglichst leicht 
machen, z.B. durch technisch 
voreingestellten Datenschutz. 

Diensteanbieter müssen 
höchstmögliche IT-Sicherheit 
sicherstellen und barrierefreie 
Angebote zur Verfügung stel-
len. Zur Wahlfreiheit gehört, 
Anbieter und Plattformen un-
kompliziert wechseln zu kön-
nen. Um Probleme im digita-
len Markt schnell zu erkennen, 
wollen wir die Marktwächter 
der Verbraucherzentralen 
ausbauen und schlagkräftiger 
machen. 

Die Möglichkeit, an allen Fa-
cetten des Lebens teilzu-
nehmen, ist Grundvorausset-
zung für ein selbstbestimm-
tes Leben. Damit ältere Men-
schen und Menschen mit 
Einschränkungen ungehin-
dert am gesellschaftlichen 
Leben teilnehmen können, 
müssen wir Barrieren abbau-
en. Dies betrifft auch digitale 
Angebote. Gleichzeitig sollen 
digitale Angebote und Sys-
teme genutzt werden, um 
Barrieren abzubauen oder zu 
verringern. 

 


